
 

 

 

 

 

HAMBURGISCHES VERFASSUNGSGERICHT 

HVerfG 10/25 

U r t e i l  

 
Im Namen des Volkes 

 

In dem Verfahren 
 
 
1. XXX, 
 
2. XXX, 
 
3. XXX, 
 
4. XXX, 
 
5. XXX, 
 

Antragsteller und Beteiligte zu 1. bis 5., 
 
Verfahrensbevollmächtigte zu 1. bis 5.: 
XXX 
 

 
 
6. Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, vertreten durch seinen Präsidenten, den 

Ersten Bürgermeister Dr. Peter Tschentscher, Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg 
 

Beteiligter zu 6., 
 

Verfahrensbevollmächtigter: 
XXX 

 
 
7. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, vertreten durch ihre Präsidentin, 

die Abgeordnete Carola Veit, Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg, 
 

Beteiligte zu 7., 
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8. Initiatorinnen und Initiatoren der Volksinitiative „Hamburg testet Grundeinkommen“, 

handelnd durch ihre Vertrauenspersonen, die Antragsteller zu 1., 4. und 5. 
 

Beteiligte zu 8., 
 

Verfahrensbevollmächtigte: 
XXX 
 

 

 

 

hat das Hamburgische Verfassungsgericht durch seine Präsidentin Voßkühler, den 

Verfassungsrichter Berger, die Verfassungsrichterinnen Boysen und Geffers, die 

Verfassungsrichter Gericke, Karthaus, Lambiris und Tully und die Verfassungsrichterin 

Verheyen aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 4. September 2026 

 

für Recht erkannt: 

 

Die Anträge werden zurückgewiesen. 
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T a t b e s t a n d  

 

Die Antragsteller begehren die Feststellung, dass der Volksentscheid „Hamburg testet 

Grundeinkommen“ vom 12. Oktober 2025 ungültig ist, und verlangen die Anordnung seiner 

Wiederholung. Hilfsweise streben sie an, die Rechtswidrigkeit einzelner Umstände im 

Zusammenhang mit dem Volksentscheid feststellen zu lassen.  

Die Antragsteller sind stimmberechtigte Bürgerinnen und Bürger der Freien und Hansestadt 

Hamburg. Die Antragstellerin zu 1. und die Antragsteller zu 4. und zu 5. sind zugleich 

Vertrauenspersonen der Volksinitiative „Hamburg testet Grundeinkommen“. Beteiligter zu 6. 

ist der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, Beteiligte zu 7. die Bürgerschaft der Freien 

und Hansestadt Hamburg. Die Beteiligten zu 8. sind die Initiatorinnen und Initiatoren der 

Volksinitiative. 

Nachdem zunächst die Volksinitiative und sodann das Volksbegehren zustande gekommen 

waren und die Initiatorinnen und Initiatoren die Durchführung eines Volksentscheids beantragt 

hatten, gab der Landesabstimmungsleiter am 18. Juli 2025 die Anberaumung des 

Volksentscheids auf den 12. Oktober 2025 bekannt (Amtl. Anz. Nr. 56 vom 18.7.2025, 

S. 1335). 

Gegenstand des Volksentscheids war der „Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung eines 

Grundeinkommen-Modellversuchs im Land Hamburg“ (Amtl. Anz. Nr. 56 vom 18.7.2025, 

S. 1335, 1343 ff.). Ausweislich seiner Begründung ist Ziel des Entwurfs „die Durchführung 

eines wissenschaftlichen Modellversuchs mit mehreren Varianten eines Modell-

Grundeinkommens zur Erforschung der Wirkung, Akzeptanz und Umsetzbarkeit von 

Elementen eines bedingungslosen Grundeinkommens bezogen auf die Bevölkerung des 

Landes Hamburg“. In dem Modellversuch sollen bis zu 2.000 Teilnehmenden in bestimmten 

Hamburger Versuchsgebieten für 36 Monate unterschiedliche Varianten eines sog. Modell-

Grundeinkommens gewährt werden. Die Teilnehmenden sollen dabei einen monatlichen 

Grundbedarf erhalten, der das 1,05-fache des für Hamburg geltenden Existenzminimums nicht 

unterschreitet. Ferner werden bestimmte Zusatzbedarfe (§ 6 des Entwurfs) berücksichtigt. Für 

das Modell-Grundeinkommen soll jedoch ein Anteil des von den Teilnehmenden erzielten 

Einkommens auf den Auszahlungsbetrag angerechnet werden. 

§ 2 des Gesetzentwurfs lautet: 

„Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck: 
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(1) […] 

(2) „Modell-Grundeinkommen” ein Grundeinkommen in einem Modellversuch, das 

Elemente eines bedingungslosen Grundeinkommens simuliert, ohne dieses 

vollständig abzubilden. Insbesondere kann anzurechnendes Einkommen 

angerechnet und hierzu eine Bedürftigkeitsprüfung durchgeführt werden; 

[…]“ 

§ 3 Abs. 6 des Gesetzentwurfs lautet: 

„Das Forschungskonzept ist so zu erstellen, dass die kalkulierten 

haushaltswirksamen Gesamtkosten 0,227 % des Haushaltsvolumens desjenigen 

Gesamthaushalts der Freien und Hansestadt Hamburg mit der größten höchsten 

Jahreszahl, der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes beschlossen ist, 

nicht überschreiten. Liegt dieser Geldbetrag niedriger als 45,934 Mio. Euro, so dürfen 

die Gesamtkosten maximal 45,934 Mio. Euro betragen.“ 

Die Begründung des Gesetzentwurfs führt zu § 3 Abs. 6 aus: 

„Die Gesamtkosten werden begrenzt auf einen maximalen Anteil am Gesamthaushalt 

der Freien und Hansestadt Hamburg eines Bezugsjahrs. Der Wert setzt sich aus den 

Anteilen aller durch den Modellversuch betroffenen Haushaltsjahre zusammen, die 

lt. Urteil des Hamb. Verfassungsgerichts v. 12.07.2023 nicht beanstandet wurden 

(Jahreskosten bis zu 0,074 % des jeweiligen Gesamthaushalts), dabei jedoch als 

Summe ins Verhältnis gesetzt zu einem gemeinsamen Bezugsjahr. Bei einem 

angenommenen Bezugsjahr 2026 mit einem geplanten Gesamthaushalt von 

20,24 Milliarden Euro entspräche der genannte Anteil von 0,227 % einem Betrag von 

ca. 45,934 Millionen Euro. Dieser Betrag soll in jedem Fall für den Modellversuch zur 

Verfügung stehen (vgl. mittelfristige Finanzplanung lt. Haushaushaltsplan 2023/2024 

bzw. Finanzbericht: […]. Wächst das Volumen des Landeshaushalts, so wächst die 

Kostengrenze entsprechend mit. […]“ 

Zwischen dem 4. und dem 5. September 2025 wurde jedem Stimmberechtigten zusammen 

mit Abstimmungsbenachrichtigung, Briefabstimmungsunterlagen und dem zur Abstimmung 

stehenden Gesetzentwurf der Volksinitiative ein Informationsheft zum Volksentscheid 

übersandt, das neben allgemeinen Hinweisen zu Volksinitiative, Volksbegehren und 

Volksentscheid Stellungnahmen der Volksinitiative und der Bürgerschaft in einem Umfang von 

jeweils acht Seiten enthielt. Die Stellungnahme der Bürgerschaft erfolgte dabei nach 

Fraktionen getrennt. Lediglich die SPD-Fraktion und die Grünen-Fraktion nahmen als 
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Regierungsfraktionen gemeinsam Stellung und sprachen sich gegen den Gesetzentwurf der 

Volksinitiative aus. 

Ihre Stellungnahme enthält unter anderem folgende Aussagen: 

„Extrem teuer: Über 46 Millionen Euro für ein Sozialexperiment? Die Studie ‚Hamburg 

testet Grundeinkommen‘ soll laut Initiative mindestens 46 Millionen Euro kosten. 

Daran sollen nur 2.000 Menschen über drei Jahre teilnehmen – und nicht alle 

Hamburger*innen. 

1.910.000 Hamburg*innen zahlen 46 Millionen € für 2.000 Teilnehmende der Studie. 

Keine 46 Millionen Euro für ein Sozialexperiment! 

[…] 

1. Viel zu teuer 

Mit dem Geld können wir Sinnvolleres tun. Die Studie soll laut Initiative mindestens 

46 Millionen Euro kosten. Fachleute rechnen sogar mit noch mehr. Denn: Verwaltung, 

Forschung und Beratung sind da noch gar nicht berücksichtigt! Dieses Geld kann 

besser investiert werden. 

2. Keine neuen Erkenntnisse 

So eine Studie lief bundesweit bereits! Die Ergebnisse waren bisher nicht 

bahnbrechend. Eine kleinere Studie nur in Hamburg wäre unnötig und bringt 

wissenschaftlich keinen Mehrwert. Sie wäre nur ein teurer Kostenfaktor. 

3. Kein richtiges Grundeinkommen 

Die Initiative verspricht ein ‚bedingungsloses Grundeinkommen‘, aber ihr Vorschlag 

ist gar nicht bedingungslos. Es muss trotzdem geprüft werden, ob jemand bedürftig 

ist, und Einkommen wird angerechnet. Außerdem sollen nur 2.000 Menschen über 

drei Jahre teilnehmen […] 

46 Millionen Euro für ein Experiment, das keine Probleme löst oder neue 

Erkenntnisse liefert, sind der falsche Weg. […]“ 

Der am 18. Dezember 2024 von der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg 

beschlossene Haushaltsplan für das Jahr 2026 sieht Gesamtaufwendungen in Höhe von etwa 

22,4 Milliarden Euro vor. 
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Im Zeitraum unmittelbar vor der Abstimmung nahmen auch mehrere Mitglieder des Beteiligten 

zu 6. Stellung gegen den Volksentscheid. So äußerte sich der Senator Herr Dr. Dressel, 

Präses der Behörde für Finanzen und Bezirke und Co-Kreisvorsitzender der SPD Wandsbek, 

jedenfalls ab dem 21. September 2025 wiederholt auf seinem Instagram-Account und in 

Radiointerviews zu dem Volksentscheid und warb dafür, mit „Nein“ zu stimmen. 

In der Kurzbiografie zum Instagram-Account von Herrn Dr. Dressel „@dressel.andreas“ findet 

sich folgender Text: „Senator für Finanzen & Bezirke, Hamburg, Co-Kreisvorsitzender 

SPD Wandsbek, direkt gewählt im WK Alstertal/Walddörfer, Familienvater, Jurist“. 

Am 21. September 2025 veröffentlichte er auf dem Account einen Post, in dem er sich zum 

streitgegenständlichen Volksentscheid wie folgt äußerte: 

„[…] Deshalb habe ich als stimmberechtigter Bürger & Wandsbeker SPD-Co-

Kreisvorsitzender mit NEIN beim Zukunftsentscheid gestimmt & dem Hamburger 

#Abendblatt meine Gründe erläutert. [...] 

Auch beim Volksentscheid zum Grundeinkommen habe ich mit NEIN gestimmt. Über 

40 Mio. € für ein – weil Hamburg es im Endeffekt nicht selbst regeln kann – nutzloses 

Sozialexperiment? Haben wir beim Sozialstaat nicht gerade wichtigeres zu tun, um 

ihn zukunftsfähig zu machen? @spdwandsbek @abendblatt“ 

Am 2. Oktober 2025 postete er ein Foto, das ein Plakat der Volksinitiative zeigt. Das Plakat 

weist unter anderem folgende Aufschriften auf: „Ich machs für Andreas Dressel“, „Briefwahl 

jetzt“, „Hamburg testet Grundeinkommen“, „JA! zum Volksentscheid am 12.10.“. Er 

kommentierte es wie folgt: 

„Wenn es alles ein Scherz wäre, könnte man drüber lachen…�������! Die Mitmach-

Plakate der Volksinitiative zum nutzlosen & 46 Mio. Euro teuren Feldversuch zum 

bedingungslosen #Grundeinkommen wurden vor der #Finanzbehörde am 

Gänsemarkt an mich adressiert, danke für die Fürsorge… Bemerkenswert ist, dass 

Senatsmitglieder sich nicht als Amtsträger zu den Volksentscheid äußern dürfen 

(deswegen sind meine Statements auch stets als Bürger & Co- Vorsitzender der 

@spdwandsbek – auch für mich gilt Meinungsfreiheit�	
��
�). Bemerkenswert ist auch, 

dass die aktuellen Volksinitiativen erhebliche finanzielle Unterstützungen (offenbar ja 

in sechsstelliger Höhe!) aus dem Ausland bekommen – während Parteien sowas 

verwehrt wird��������. Hier müsste gleiches Recht für alle gelten…“ 
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Am 6. Oktober 2025 wurde ein u.a. von Herrn Dr. Dressel initiierter „überparteilicher 

Wahlaufruf – Nein zu beiden Volksentscheiden“ veröffentlicht, in dem empfohlen wird, in dem 

Volksentscheid mit „Nein“ zu stimmen, unter anderem mit folgender Begründung: 

„Und wir können in Hamburg diese Frage überhaupt nicht regeln. Es wäre daher auch 

ein teurer und nutzloser Versuch, das Geld z.B. für chancengerechte Bildung besser 

investiert. Deshalb empfehlen wir hier ein klares Nein!“ 

Herr Dr. Dressel ist dort als Erstunterzeichner mit der Bezeichnung „Dr. Andreas Dressel, 

SPD-Co-Kreisvorsitzender Wandsbek“ aufgeführt. Auch fünf weitere Senatorinnen und 

Senatoren sind neben weiteren Personen als Erstunterzeichner aufgeführt mit folgenden 

Bezeichnungen: „Karen Pein, stellv. Vorsitzende SPD Lokstedt“, „Dr. Melanie Leonhard, SPD-

Co-Landesvorsitzende“, „Ksenija Bekeris, stellv. SPD-Landesvorsitzende“, „Dr. Carsten 

Brosda, Mitglied im Programmrat der SPD“, „Andy Grote, SPD Vorstand St. PauliSüd“. 

Der Aufruf wurde auf verschiedenen Plattformen veröffentlicht. Herr Dr. Dressel kommentierte 

ihn auf Instagram wie folgt: 

„[…] Ja zu einem solidarischen Gemeinwesen, aber Nein zu einem teuren und 

nutzlosen Versuch zum bedingungslosen Grundeinkommen. Immer deutlicher wird, 

dass beide Volksinitiativen die Hamburgerinnen und Hamburger über die wahren 

Folgen und konkreten Rahmenbedingungen ihrer Gesetzentwürfe im Unklaren 

lassen. Hamburg sollte diesen zwei Mogelpackungen am kommenden Sonntag eine 

Absage erteilen – so meine Meinung als Co-Vorsitzender der @spdwandsbek ��.“ 

Die Vertrauenspersonen der Volksinitiative wandten sich mit E-Mail vom 9. Oktober 2025 an 

die sechs Senatorinnen und Senatoren, die der politischen Partei SPD angehören und die den 

„Wahlaufruf“ unterzeichnet hatten, und rügten deren öffentliche Parteinahme als Verletzung 

des Neutralitätsgebots. Herr Dr. Dressel wies dies mit E-Mail vom 10. Oktober 2025 in erster 

Linie mit der Begründung zurück, er habe sich nicht in amtlicher Eigenschaft als Senator, 

sondern als Bürger und Parteipolitiker geäußert. 

Am 10. Oktober 2025 äußerte sich Herr Dr. Dressel in einem Podcast-Interview gegen den 

Volksentscheid, wobei er vom Moderator als „Finanzsenator“ vorgestellt und in der Social-

Media-Ankündigung auch als solcher angekündigt wurde. Am 11. Oktober 2025 wurde er für 

den Ahoy-Radio-Thementag zu den Volksentscheiden wie folgt angekündigt: „Hamburgs 

Finanzsenator Andreas Dressel erklärt, warum er bei beiden Volksentscheiden mit ‚Nein‘ 

stimmen wird“. 

Am 12. Oktober 2025 wurde der Volksentscheid durchgeführt. Es wurden insgesamt 570.299 

gültige Stimmzettel abgegeben, davon 212.680 Ja-Stimmen (37,3 %) und 357.619 Nein-
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Stimmen (62,7 %). 80,7 % der Stimmen wurden per Briefwahl abgegeben (Statistisches Amt 

für Hamburg und Schleswig-Holstein, Endgültiges Ergebnis des Volksentscheides "Hamburg 

testet Grundeinkommen" am 12.10.2025 nach Bezirken, https://www.statistik-

nord.de/fileadmin/Dokumente/GE_01_e.pdf). Dieses Ergebnis wurde gemäß § 26 Abs. 6 

Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid 

(VAbstG) am 4. November 2025 vom Senat festgestellt. 

Die Antragsteller haben mit Schriftsatz vom 11. Dezember 2025, bei dem Hamburgischen 

Verfassungsgericht am selben Tage eingegangen, einen Antrag nach § 27 Abs. 2 Satz 1 

VAbstG gestellt mit dem Ziel, den Volksentscheid vom 12. Oktober 2025 für ungültig zu 

erklären und eine Wiederholung dieses Volksentscheids anzuordnen. 

Die Antragsteller sind der Auffassung, dass das Verfahren des Volksentscheids an mehreren 

ergebnisrelevanten Verfahrensfehlern leide. 

Ein Verfahrensfehler liege darin, dass jedenfalls einem Teil der Stimmberechtigten acht Tage, 

bevor Plakatwerbung antragsfrei zulässig gewesen sei, eine Stimmabgabe per Briefwahl 

ermöglicht worden sei. Während die Abstimmungsunterlagen zwischen dem 4. und dem 

5. September 2025 übersandt worden seien, sei das Plakatieren zur Abstimmungswerbung 

antragsfrei erst ab dem 12. September 2025 – 30 Tage vor dem Abstimmungstag – zulässig 

gewesen (vgl. Fachanweisung über die politische Werbung auf öffentlichen Wegen mit 

Werbeträgern vom 22.12.2022). Den Stimmberechtigten sei damit die Möglichkeit eröffnet 

worden, ihre Stimme abzugeben, bevor der „Abstimmungswahlkampf“ mit Plakatwerbung 

habe geführt werden können, was gegen das Demokratieprinzip in Verbindung mit der 

grundgesetzlich geschützten Informationsfreiheit verstoße. Letzteres gebiete es, dass 

zunächst die Plakatwerbung zugelassen und erst dann die Möglichkeit zur Stimmabgabe 

eröffnet werde. Denn der Plakatwerbung komme nicht nur die Funktion zu, Stimmberechtigte 

zu mobilisieren. Sie diene auch der Information. Für die Initiative spiele dies nicht zuletzt im 

Hinblick auf die strukturelle Überlegenheit der Gegner eines Volksentscheids eine wichtige 

Rolle.  

Zudem verletze die breitenwirksame Stellungnahme der Regierungsfraktionen in dem 

Informationsheft, das jede stimmberechtigte Person zusammen mit der 

Abstimmungsbenachrichtigung und den Briefwahlunterlagen erhalte, das Sachlichkeitsgebot. 

Die Stellungnahme der Regierungsfraktionen sei in mehreren Punkten unzutreffend, 

irreführend oder unsachlich. So sei die Behauptung, die Studie „Hamburg testet 

Grundeinkommen“ solle „laut Initiative mindestens 46 Millionen Euro kosten“, mindestens 

irreführend, da damit der Regelungsgehalt des zur Abstimmung gestellten Gesetzentwurfs 

verfälscht werde. Art. 3 Abs. 6 des Gesetzentwurfs enthalte eine Obergrenze im Sinne einer 
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Kostendeckelung. Darüber hinaus sei es sachlich unzutreffend, dass die Kosten für 

„Verwaltung, Forschung und Beratung“ bei den kalkulierten Kosten noch nicht inbegriffen 

seien, da Art. 3 Abs. 6 des Gesetzentwurfs ausdrücklich eine Regelung für die Gesamtkosten 

treffe. 

Außerdem sei es unzutreffend, dass eine vergleichbare Studie bundesweit bereits 

durchgeführt worden sei. Dies gelte selbst dann, wenn man lediglich von einer Vergleichbarkeit 

in den wesentlichen Studienparametern ausgehe. Das damit offenbar in Bezug genommene 

Pilotprojekt „Mein Grundeinkommen“ von 2021 bis 2024 sei keine vergleichbare Studie. Es 

habe dort nur 107 Teilnehmende aus einer bewusst nicht repräsentativ ausgewählten Gruppe 

gegeben. Es treffe nicht zu, dass die im Gesetzentwurf vorgesehene Studie „kleiner“ sei, da 

hier eine Teilnahme von 2.000 Personen vorgesehen sei. Es sei nicht richtig, dass die 

angestrebte Studie „wissenschaftlich keinen Mehrwert“ bringe, wie eine Stellungnahme von 

Herrn Prof. Jürgen Schupp belege. 

Unrichtig sei zudem, dass die Volksinitiative fälschlicherweise ein „bedingungsloses 

Grundeinkommen“ verspreche und die Abstimmenden damit in die Irre führe. In der 

Begründung zu dem Gesetzentwurf werde ausführlich und sorgfältig dargelegt, dass in dem 

Modellversuch kein bedingungsloses Grundeinkommen getestet werden könne, sondern nur 

Elemente davon. 

Schließlich verletzten die Äußerungen der Senatsmitglieder im Vorfeld der Abstimmung das 

Neutralitäts- und Sachlichkeitsgebot. Die Antragsteller sind der Auffassung, der Senat habe 

sich einer eigenen Bewertung oder Stellungnahme gänzlich zu enthalten. Eine Übertragung 

der Rechtsprechung des Berliner Verfassungsgerichtshofs scheide insoweit aus, da dem 

Hamburger Senat im Rahmen der Volksgesetzgebung eine andere Rolle zukomme als dem 

Senat in der Berliner Volksgesetzgebung. Selbst gemessen am Maßstab des 

Sachlichkeitsgebots liege hier eine Verletzung vor. Dies gelte zunächst in Bezug auf den 

„Wahlaufruf“. Die Mitglieder des Senats hätten damit wie private Grundrechtsträger in den 

Abstimmungskampf eingegriffen. Gleiches gelte für die Äußerungen des Finanzsenators in 

den sozialen Medien und in Interviews. Dass Herr Dr. Dressel bei seinen Äußerungen jeweils 

mitteile, dass er sich nicht „als Finanzsenator“, sondern als Bürger und Parteipolitiker äußere, 

sei unbeachtlich. Im Übrigen sei zu berücksichtigen, dass er Interviewanfragen, 

Aufmerksamkeit, Autorität und Reichweite nur deshalb erlange, weil er kraft seines Amtes über 

eine herausgehobene Position verfüge. Dementsprechend werde er in Radio-Interviews und 

Zeitungsberichten auch als „Finanzsenator“ Dressel angekündigt und würden die Aussagen in 

der Presse auch als solche des Senators wahrgenommen. Im Abstimmungskampf sei es 

einem Amtsinhaber nicht möglich, sich in der Sache parteiergreifend zu äußern, ohne dass 

ihm Amtsautorität zugeschrieben werde und er seine Bekanntheit nutze. Insoweit unterscheide 



- 10 - 
 

sich der Abstimmungskampf, bei dem es um die Entscheidung einer Sachfrage gehe, vom 

Wahlkampf zur Herbeiführung der Entscheidung über die politische Zusammensetzung des 

Parlaments. Eine Übertragung der Rechtsprechung zum politischen Meinungskampf 

außerhalb amtlicher Tätigkeit scheide daher aus. 

Die gerügten Verfahrensfehler besäßen Ergebnisrelevanz. Wenn man diese verneine, sei 

jedenfalls der Hilfsantrag zulässig und begründet. Die Vorschrift des § 27 Abs. 2 Satz 1 

VAbstG nenne neben dem Ergebnis auch ausdrücklich das Verfahren des Volksentscheids 

als Verfahrensgegenstand. Es bestehe ein besonderes Feststellungsinteresse, weil es den 

Initiatoren unbenommen sei, erneut eine Volksinitiative mit demselben Inhalt zu stellen und 

dann mit inhaltsgleichen Äußerungen von Senat und Bürgerschaft zu rechnen sei.  

Die Antragsteller zu 1. bis 5. beantragen, 

1. festzustellen, dass der Volksentscheid vom 12. Oktober 2025 in der Freien und 

Hansestadt Hamburg „Hamburg testet Grundeinkommen“ ungültig ist, und eine 

Wiederholung dieses Volksentscheids nach Maßgabe der Urteilsgründe 

anzuordnen, 

2. hilfsweise, festzustellen, dass 

a) der Versand der Briefwahlunterlagen acht Tage vor dem Beginn der 

Vorabstimmungszeit, in der antragsfrei plakatiert werden darf, rechtswidrig 

war, 

b) die Stellungnahme der Regierungsfraktionen der Bürgerschaft im 

Informationsheft zum Volksentscheid rechtswidrig war, soweit diese die 

Behauptungen enthält, 

die Kosten lägen bei „mindestens 46 Millionen“ Euro, 

die Kosten für „Verwaltung, Forschung und Beratung“ seien darin nicht 

enthalten, 

es habe bereits eine bundesweite, vergleichbare Studie gegeben, 

das Vorhaben habe keinen wissenschaftlichen Mehrwert und 

der Volksentscheid verspreche ein „bedingungsloses Grundeinkommen“, 

c) Initiierung, Unterzeichnung und Verbreitung des sog. „überparteilichen“ 

Wahlaufrufes „Nein zu beiden Volksentscheiden!“ am 6. Oktober 2025 durch 

die Senator*innen Dressel, Leonhard, Grote, Pein, Bekeris und Brosda 

rechtswidrig waren und 
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d) die öffentlichen Äußerungen des Senators Dressel in den Monaten vor dem 

Abstimmungstag am 12. Oktober 2025 rechtswidrig waren, soweit sie den 

Volksentscheid als „nutzloses Sozialexperiment“, „nutzlosen Feldversuch“ 

und „Mogelpackung“ bezeichnen oder diesen in sonstiger Weise verächtlich 

machen. 

Der Beteiligte zu 6.und die Beteiligte zu 7. beantragen, 

die Anträge zurückzuweisen. 

Der Beteiligte zu 6. ist der Ansicht, der Hauptantrag erweise sich als unbegründet. 

Ein Verfahrensfehler folge zunächst nicht aus dem Zeitpunkt des Versands der 

Briefabstimmungsunterlagen. Die Möglichkeit, für einen Zeitraum im Vorfeld der Abstimmung 

über Plakate für ihre Position zu werben, habe für die Antragsteller vielmehr auch schon vor 

Beginn der sog. Vorabstimmungszeit bestanden und sei lediglich insoweit begrenzt gewesen, 

als die jeweilige Plakatwerbung grundsätzlich einer antragsabhängigen 

Sondernutzungserlaubnis bedurft hätte. Unabhängig davon erfordere es weder das 

Grundrecht der Stimmberechtigten auf Informationsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 des 

Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland [GG]) noch das Demokratieprinzip des 

Art. 3 Abs. 1 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg (HV) oder das verfassungs- 

oder einfach-rechtliche Volksabstimmungsrecht, den Zeitpunkt des Versands der 

Abstimmungsunterlagen an den Beginn der sog. Vorabstimmungszeit im wegerechtlichen 

Sinne anzupassen. Zudem seien die Bürgerschaft und die in ihr vertretenen politischen 

Parteien von der Beschränkung der Plakatwerbemöglichkeiten gleichermaßen betroffen 

gewesen. 

Auch die von den Antragstellern beanstandeten Verlautbarungen und Äußerungen der in der 

Bürgerschaft bestehenden Regierungsfraktionen und bestimmter Mitglieder der politischen 

Partei SPD, die zugleich dem Senat angehörten, würden keinen Verfahrensfehler begründen. 

Dies gelte schon deshalb, weil es sich nicht um amtliche Äußerungen von Senatsmitgliedern 

handele. Die Begrenzung regierungsamtlicher Öffentlichkeitsarbeit durch das 

Sachlichkeitsgebot schließe es nicht aus, dass Regierungsmitglieder außerhalb ihrer 

amtlichen Funktion am politischen Meinungskampf teilnähmen. Die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts zur Abgrenzung amtlicher und parteipolitischer bzw. privater 

Äußerungen lasse sich auf den Abstimmungskampf übertragen. 

Die mit dem Antrag gerügten Umstände seien selbst dann, wenn in ihnen Verfahrensfehler 

liegen sollte, weder ergebnisrelevant noch von solchem Gewicht, dass sie das erhebliche 

Interesse am Bestand des (unstreitigen) Abstimmungsergebnisses überwiegen könnten. 
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Schließlich lasse das Vorbringen der Antragsteller unberücksichtigt, dass selbst ein 

ergebnisrelevanter Verfahrensfehler nach der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung nicht 

ohne Weiteres zur Feststellung der Ungültigkeit führe, sondern über die Ergebnisrelevanz 

hinaus ein besonderes Gewicht haben müsse, das ein Zurücktreten des erheblichen 

Interesses am Bestand des Abstimmungsergebnisses rechtfertige. 

Auch der Hilfsantrag habe keinen Erfolg. Er sei im Verfahren nach § 27 Abs. 2 Satz 1 VAbstG 

unzulässig und könne von den Antragstellern auch in keiner anderen Verfahrensart in 

zulässiger Weise gestellt werden. 

Die Beteiligte zu 7. ist ebenfalls der Ansicht, der Hauptantrag sei unbegründet. Ein 

Verfahrensfehler folge insbesondere nicht aus der Stellungnahme der Regierungsfraktionen 

im amtlichen Informationsheft. 

Zwar dürfte die Bürgerschaft bzw. ihre Fraktionen – wie auch die Vertreter der Volksinitiative 

– bei der Gestaltung des Informationsheftes den Beschränkungen des Sachlichkeitsgebots 

unterliegen. Dies bedeute jedoch nicht, dass sich die Bürgerschaft oder ihre Fraktionen 

jeglicher Meinungsäußerung enthalten müssten. Sie dürften ihre Position vielmehr auch als 

aus ihrer Sicht zwingend vertreten und werbend dafür eintreten. Die Darstellung der 

Argumente der Träger des Volksentscheids sei – von der Veröffentlichung in der amtlichen 

Information abgesehen – nicht ihre Aufgabe. Die Grenze zur unzulässigen Einflussnahme im 

Vorfeld der Abstimmung sei erst dann überschritten, wenn nicht mehr die sachliche Information 

der Bürgerinnen und Bürger, sondern die Beeinflussung der Stimmberechtigten in einer die 

Entscheidungsfreiheit missachtenden und gefährdenden Weise im Vordergrund stehe. 

Die Aussage „Die Studie ‚Hamburg testet Grundeinkommen‘ soll laut Initiative mindestens 

46 Millionen Euro kosten“ verfälsche den Regelungsgehalt des zur Abstimmung gestellten 

Gesetzentwurfes nicht in einer Art und Weise, die geeignet wäre, Stimmberechtigte unzulässig 

in ihrer Entscheidungsfreiheit zu beeinflussen. Ausweislich der Vorlage der Initiative des 

Gesetzentwurfs selbst handele es sich bei dem genannten Betrag nicht um die primäre 

Obergrenze, die bei 0,227 % des Gesamthaushalts liege, sondern um die Sicherung einer 

Untergrenze der Gesamtkosten, sofern die durch den Anteil von 0,227 % erreichte Summe 

unter 45,934 Millionen Euro liege, mithin um einen Mindestbetrag bzw. Garantiewert. Die 

Stellungnahme der Regierungsfraktionen scheine insoweit nachvollziehbar, dass die 

veranschlagten Kosten bereits mit dem veranschlagten Mindestbetrag kritisiert werden 

würden. Die Rundung um 66.000 Euro auf 46 Millionen Euro erscheine hinsichtlich der 

Abweichung um 0,14 % nicht verzerrend. 

Auch die Aussage „Verwaltung, Forschung und Beratung sind da noch gar nicht 

berücksichtigt!“ sei nicht geeignet, die Entscheidungsfreiheit der Stimmberechtigten in 
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unzulässiger Weise zu beeinflussen. Die Vorlage der Initiative sehe hinsichtlich der Kosten 

zwar eine maximale Grenze für die Gesamtkosten vor. Doch beruhten die von der Initiative 

kalkulierten Kosten auf Schätzungen und Prognosen. In gleicher Weise hätten auch die 

Regierungsfraktionen ihrerseits – laut Stellungnahme unter Hinzuziehung von Fachexpertise 

– Kostenschätzungen und Prognosen vorgenommen. Die gerügte Passage in der 

Stellungnahme könne dergestalt verstanden werden, dass die von diesen geschätzten 

Gesamtkosten des Modellversuchs über die von der Initiative kalkulierten Gesamtkosten 

hinausgehen würden, und zwar unabhängig von der in § 3 Abs. 6 des Vorschlags geregelten 

Kostengrenze von 0,227 % des Haushaltsvolumens des Bezugshaushalts. Es werde damit 

zum Ausdruck gebracht, dass das kalkulierte Budget insgesamt als zu knapp bemessen 

erachtet werde. Schon die Höhe der Kosten für das auszuzahlende Modelleinkommen sei 

durch die Initiative unterschätzt worden; diese allein könnten bereits die maximale 

Kostengrenze erreichen. Durch die hinzukommenden Kosten für Verwaltung, Forschung und 

Beratung könnte die Kostengrenze nach dieser Schätzung also überschritten werden. Der 

Gesetzentwurf sehe für solche Fälle in § 3 Abs. 7 vor, dass die Dauer des Modellversuchs 

entsprechend zu kürzen wäre. Insgesamt kritisiere die gerügte Aussage einerseits die 

Kostenkalkulation der Initiative, andererseits aber auch das Kostenvolumen als insgesamt zu 

hoch. Dies sei im Rahmen der politischen Diskussion als Prognose basierend auf 

Schätzungen nicht zu beanstanden. 

Weiter sei auch die Aussage „So eine Studie lief bundesweit bereits!" nicht zu beanstanden. 

„So eine Studie“ beziehe sich lediglich darauf, dass bereits eine Studie zum Grundeinkommen 

durchgeführt worden sei, unabhängig vom konkreten Studiendesign. 

Gleiches gelte hinsichtlich der Aussage „Eine kleinere Studie nur in Hamburg wäre unnötig 

und bringt wissenschaftlich keinen Mehrwert“. Es handele sich bei dieser Aussage für 

verständige Stimmberechtigte klar erkennbar um eine Wertung und gerade nicht um eine 

Tatsachenbehauptung. Anders als von den Antragstellern angenommen, beziehe sich 

„kleinere Studie nur in Hamburg“ nicht zwingend auf einen Vergleich hinsichtlich der 

Teilnehmerzahl mit dem „Pilotprojekt Grundeinkommen“. Zwar möge der geplante 

Studienzuschnitt von 2.000 Teilnehmern im Vergleich zu knapp über 100 Teilnehmern des 

„Pilotprojekts Grundeinkommen“ vergrößert sein. Im Vergleich beispielsweise zum 

abgebrochenen Projekt in Ontario, Kanada mit 4.000 Teilnehmern mute der Studienzuschnitt 

aber tatsächlich etwas kleiner an. Weiter sei der Modellversuch auf das Gebiet der Freien und 

Hansestadt Hamburg begrenzt. Damit stehe die Aussage „kleiner“ im Gesamtkontext der 

Kritik, dass Hamburg allein steuerfinanziert Forschung für eine nur bundesrechtlich 

herzustellende Rechtsänderung bereitstellen solle. Die Wertung, dass mit der Studie kein 

wissenschaftlicher Mehrwert verbunden sei, könne ebenfalls nicht gerügt werden. Ob eine auf 
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das Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg begrenzte Studie tatsächlich belastbare, 

verallgemeinernde und übertragbare Rückschlüsse auch für andere Gebiete oder für die 

Bevölkerung der Bundesrepublik zulasse, die über die Ergebnisse der bisher weltweit 

durchgeführten Studien hinausgehen würden, könne nicht offenkundig beantwortet werden. 

Zudem würden nur Elemente des Grundeinkommens getestet werden; es sei auch deshalb 

nicht offenkundig unsachlich, den wissenschaftlichen Mehrwert anzuzweifeln. 

Schließlich erweise sich auch die gerügte Aussage zur – vermeintlichen – Bedingungslosigkeit 

des Grundeinkommens nicht als sachlich unzutreffend. Sie sei vielmehr so zu verstehen, dass 

darauf hingewiesen werde, dass die Darstellung in der Öffentlichkeit teilweise nicht auf den 

ersten Blick erkennen lasse, wie der Vorschlag in Bezug auf die Zahlung des 

Grundeinkommens ausgestaltet sei. Dass der zur Abstimmung gestellte Gesetzentwurf 

zwischen bedingungslosem Grundeinkommen und Modell-Grundeinkommen differenziere, 

werde durch die Aussage der Regierungsfraktionen nicht bestritten. Die Teil-Aussage „Das ist 

kein richtiges Grundeinkommen!“ sei als Wertung aufzugreifen, die sich aus den zuvor 

dargestellten Punkten des Gesetzentwurfs (Anrechnung von Einkommen, „einfache 

Bedürftigkeitsprüfung“, Teilnehmerumfang und Kontrollgruppe) ergebe. 

Letztlich fehle es im Hinblick auf die gerügten Verfahrensfehler auch an einer 

Ergebnisrelevanz.  

Auch der Hilfsantrag habe keinen Erfolg. Neben der Unbegründetheit dieses Antrags 

bestünden bereits Zweifel an der Zulässigkeit.  

Die Beteiligten zu 8. unterstützen die Anträge der Antragsteller und schließen sich ihnen 

inhaltlich vollumfänglich an. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  

 

Die Anträge haben keinen Erfolg. Der Hauptantrag ist zulässig, jedoch unbegründet (hierzu 

unter I.). Der Hilfsantrag erweist sich bereits als unzulässig (hierzu unter II.). 

I. Der Hauptantrag hat keinen Erfolg. 

1. Der Hauptantrag ist zulässig. 

Gemäß Art. 65 Abs. 4, Abs. 7 HV, § 14 Nr. 5 HmbVerfGG, § 27 Abs. 2 Satz 1 VAbstG 

entscheidet das Hamburgische Verfassungsgericht auf Antrag der Bürgerschaft oder eines 

Fünftels der Abgeordneten, der Initiatoren der Volksinitiative, einzelner Stimmberechtigter und 

jeder Gruppe von Stimmberechtigten über das Verfahren und das Ergebnis eines 

Volksentscheids. Ob die Antragsteller über § 27 Abs. 2 Satz 1 VAbstG neben der Feststellung, 

dass der betreffende Volksentscheid ungültig ist, auch die Anordnung, dass der 

Volksentscheid wiederholt werden muss, verlangen können oder sich diese Rechtsfolge kraft 

Gesetzes ergibt, kann angesichts der Unbegründetheit des vorliegenden Antrags offenbleiben. 

Die Antragsteller sind als Stimmberechtigte antragsbefugt. Der am 11. Dezember 2025 in 

elektronischer Form gestellte Antrag ist zudem form- und fristgerecht nach Maßgabe der 

Art. 65 Abs. 7 HV, § 16 Abs. 1 Satz 2 HmbVerfGG i.V.m. § 55a der 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und § 27 Abs. 2 Satz 2 VAbstG beim 

Verfassungsgericht eingegangen.  

2. Der Hauptantrag erweist sich jedoch als unbegründet. 

Das als Verfahren der objektiven Rechtskontrolle ausgestaltete – dem Abstimmungsprozess 

nachgelagerte – Verfahren nach § 27 Abs. 2 Satz 1 VAbstG (i.V.m. § 14 Nr. 5 HmbVerfGG) 

eröffnet keine umfassende Rechtmäßigkeitsprüfung des gesamten Verfahrens der 

Volkswillensbildung; Gegenstand der Kontrolle durch das Verfassungsgericht ist lediglich das 

Abstimmungsverfahren und -ergebnis zum Volksentscheid (vgl. HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 

3/10, juris Rn. 96).  

Das Verfassungsgericht hat zu prüfen, ob das von dem Senat mitgeteilte Ergebnis auf der 

Grundlage eines zutreffenden Zähl- bzw. Auswertungsvorgangs – in ordnungsgemäßer 

Anwendung des einfachen wie des Verfassungsrechts – ermittelt worden ist. Weiter hat es zu 

prüfen, ob es in dem Abstimmungsverfahren zu gewichtigen Fehlern gekommen ist, nicht 

jedoch, ob sich die Abstimmung auf in jeder Hinsicht verfassungsgemäße Vorlagen bezogen 
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hat bzw. ob es in dem Volksentscheid vorgelagerten Stufen des Volkswillens-

bildungsverfahrens zu Rechtsfehlern gekommen sein könnte. Diese verfassungsgerichtliche 

Prüfung erfolgt entsprechend den Regeln der Wahlprüfung: Sie ist auf eine etwaige 

Feststellung der Ungültigkeit der Abstimmung gerichtet. Zu deren Begründung reicht die 

Feststellung eines Abstimmungsfehlers nicht aus; erforderlich ist weiter, dass der Rechtsfehler 

für das Abstimmungsergebnis erheblich und von einem solchen Gewicht ist, dass das 

grundsätzlich anzuerkennende erhebliche Interesse an dem Bestand eines 

Abstimmungsergebnisses zurückzustehen hat (vgl. HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris 

Rn. 105 ff.). Das Interesse am Bestand eines Abstimmungsergebnisses ist deshalb hoch zu 

gewichten, weil eine Ungültigerklärung negative Folgen – insbesondere für die 

Funktionsfähigkeit der direkten Demokratie – mit sich bringt. Wird ein Volksentscheid für 

ungültig erklärt, ist dies nicht nur formal ein Eingriff in den Erfolg der Stimmabgabe derjenigen, 

die von Abstimmungsfehlern nicht beeinflusst waren. Vor allem wird durch eine 

Ungültigerklärung die auf dem Vertrauen in die Erfolgserheblichkeit einer Stimmabgabe 

beruhende Bereitschaft der Stimmberechtigten, an einer Abstimmung teilzunehmen, und die 

Bereitschaft und Fähigkeit von Initiatorinnen und Initiatoren, ihre Anliegen auf diesem Wege 

zu verfolgen, erheblich beeinträchtigt. Auf diese Belange ist besondere Rücksicht zu nehmen. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Volkswillensbildung ohnehin aufwändig ist (vgl. 

HVerfG, Urt. v. 30.11.2005, 16/04, juris Rn. 71), ein hohes Engagement der Initiatorinnen und 

Initiatoren verlangt und viel Zeit in Anspruch nimmt (vgl. HVerfG, Urt. v. 31.3.2006, 2/05, juris 

Rn. 84). Es entspricht der Grundsatzentscheidung des Verfassungsgebers, wenn zur Stärkung 

des plebiszitären Elements im Zweifel an den durch die Willensbekundung der 

Stimmberechtigten zustande gekommenen Ergebnissen festgehalten wird (vgl. HVerfG, Urt. 

v. 22.4.2005, 5/04, juris Ls. 3 und Rn. 122; HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris Rn. 134). 

Zudem dürfte auch für den Staat der organisatorische und finanzielle Aufwand für die erneute 

Durchführung eines Volksentscheids mit dem einer Wiederholungswahl vergleichbar sein 

(HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris Rn. 134). 

Dies zugrunde gelegt, ist es im Abstimmungsverfahren nicht zu Fehlern gekommen, die von 

einem solchen Gewicht wären, dass das grundsätzlich anzuerkennende erhebliche Interesse 

an dem Bestand des Abstimmungsergebnisses zurückzustehen hat. 

Die Ermittlung des Abstimmungsergebnisses begegnet keinen Bedenken und wurde von den 

Antragstellern selbst auch nicht beanstandet. Die von den Antragstellern erhobenen Rügen, 

die sich auf das Abstimmungsverfahren beziehen, erweisen sich in Bezug auf den Zeitpunkt 

des Versands der Abstimmungsunterlagen und die Äußerungen von Mitgliedern des Senats 

im Vorfeld der Abstimmung als unbegründet (hierzu unter a] und b]). Soweit die Antragsteller 

geltend machen, dass die Stellungnahme der Regierungsfraktionen im amtlichen 
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Informationsheft zum Volksentscheid an mehreren Stellen gegen das Sachlichkeitsgebot 

verstoßen würde, zeigen sie hiermit teilweise Fehler im Abstimmungsverfahren auf. Diese 

erweisen sich im Ergebnis jedoch nicht als so gewichtig, als dass sie das Interesse an dem 

Bestand des Abstimmungsergebnisses überwiegen könnten (hierzu unter c]). 

a) Die Rüge der Antragsteller, ein Verfahrensfehler liege darin, dass jedenfalls einem Teil 

der Stimmberechtigten die Möglichkeit eröffnet worden sei, ihre Stimme abzugeben, bevor 

überhaupt der eigentliche Abstimmungswahlkampf mit Plakatwerbung habe geführt werden 

können, ist unbegründet. 

Der Zeitpunkt des Versands der Abstimmungsunterlagen, bestehend aus der 

Abstimmungsbenachrichtigung, dem Wortlaut der Vorlage, den Briefwahlunterlagen und dem 

amtlichen Informationsheft, stellt keinen erheblichen Verfahrensfehler dar. Er ist rechtlich nicht 

zu beanstanden.  

Zwar weisen die Antragsteller zutreffend darauf hin, dass die Abstimmungsunterlagen gemäß 

der Vorgabe des § 24 Abs. 3 Nr. 1 VAbstG ab Donnerstag den 4. September 2025 und damit 

teilweise vor Beginn des Zeitraums versandt wurden, in dem veranstaltungsunabhängige 

politische Plakatwerbung (sog. Sloganwerbung) auf öffentlichen Wegen als „antragsbefreite“ 

Sondernutzung durchgeführt werden durfte. Denn diese sog. Vorabstimmungszeit begann 

nach Ziffer 3.4 der Fachanweisung über die politische Werbung auf öffentlichen Wegen mit 

Werbeträgern der hierfür zuständigen Behörde der Freien und Hansestadt Hamburg vom 

22. Dezember 2022 dreißig Tage vor dem Abstimmungstag – hier dem 12. Oktober 2025 – 

und damit erst am Freitag, den 12. September 2025.  

Hieraus folgt indes kein Verfahrensfehler. Denn zum einen erfolgte die Zustellung der 

Abstimmungsunterlagen bei einem Versand am 4./5. September 2025 – nicht zuletzt unter 

Berücksichtigung der Zustellzeiten der Post (vgl. die gesetzliche Vier-Tages-Fiktion in § 4 

Abs. 2 Satz 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes [VwZG]) – nur wenige Tage vor dem 

12. September 2025. Zum anderen steht der Versandzeitpunkt im Einklang mit der Vorschrift 

des § 24 Abs. 3 Nr. 1 VAbstG. Denn hiernach sollen alle Stimmberechtigten die 

Abstimmungsunterlagen und ausdrücklich auch das Informationsheft „spätestens“ drei 

Wochen vor dem Tag des Volksentscheids erhalten. Die Vorschrift stellt insoweit lediglich 

sicher, dass den Stimmberechtigten jedenfalls drei Wochen vor dem Abstimmungstag die 

betreffenden Unterlagen vorliegen. Sie enthält indes keine Vorgaben dazu, ab wann die 

Abstimmungsunterlagen versendet werden dürfen. Jedenfalls in den Fällen, in denen die 

betreffenden Unterlagen – wie hier – im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der sog. 

Vorabstimmungszeit und der Minimalfrist des § 24 Abs. 3 Nr. 1 VAbstG versendet werden, 

liegt keine rügefähige Verletzung des einfachen Rechts vor. Darüber hinaus bestand auch 



- 18 - 
 

schon vor Beginn der sog. Vorabstimmungszeit nach Maßgabe des Hamburgischen 

Wegegesetzes und der einschlägigen Fachanweisung jedenfalls die Möglichkeit der 

veranstaltungsbezogenen Plakatwerbung; diese war lediglich insoweit begrenzt, als dass die 

jeweilige Plakatwerbung grundsätzlich einer antragsabhängigen Sondernutzungserlaubnis 

bedurft hätte.  

Auf verfassungsrechtlicher Ebene erfordert es weder das Grundrecht der Stimmberechtigten 

auf Informationsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 GG) noch das Demokratieprinzip des Art. 3 

Abs. 1 HV oder das verfassungsrechtliche Volksabstimmungsrecht, den Zeitpunkt des 

Versands der Abstimmungsunterlagen dergestalt an den Beginn der sog. Vorabstimmungszeit 

im wegerechtlichen Sinne anzupassen, dass die Abstimmung durch die Stimmberechtigten im 

Wege der Briefwahl erst nach deren Beginn möglich ist. Eine derartige Verknüpfung ist 

insbesondere nicht notwendig, um die verfassungsrechtlich gebotene Information der 

Stimmberechtigten über die Abstimmung und ihren Gegenstand sicherzustellen (vgl. zum 

Gebot der Aufklärung und Information als Ausprägung des Grundsatzes der 

Abstimmungsfreiheit BayVerfGH, Entsch. v. 16.7.2019, Vf. 41-IX-19, juris Rn. 128). Denn 

anders als Wahlen dienen Abstimmungen nicht der legitimierenden Übertragung von 

Entscheidungsmacht, sondern der Entscheidung einer Sachfrage (vgl. HVerfG, Urt. 

v. 14.12.2011, 3/10, juris Rn. 210), über die die Stimmberechtigten bereits mit den 

Briefabstimmungsunterlagen umfassend informiert werden. Dies erfolgt durch den in § 24 

Abs. 3 Nr. 1 und § 19 Abs. 2 Satz 1 VAbstG vorgeschriebenen gemeinsamen Versand der 

Abstimmungsunterlagen gemäß § 19 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des 

Volksabstimmungsgesetzes (VAbstVO) mit dem Wortlaut der zur Abstimmung gestellten 

Vorlage sowie einem Informationsheft, das allgemeine Hinweise zur Abstimmung und vor 

allem die Stellungnahmen der Initiatoren der Volksinitiative einerseits und der Bürgerschaft 

andererseits enthält. Anhand dieser Informationen sind die Stimmberechtigten – anders als 

von den Antragstellern insinuiert – ohne Weiteres in der Lage, sich eine Meinung zu der 

Sachfrage zu bilden, die ihnen zur Entscheidung vorgelegt wird. Diese Möglichkeit stünde 

ihnen jedoch erst zeitlich später zur Verfügung, wenn die Versendung der 

Abstimmungsunterlagen – wie von den Antragstellern gefordert – an den Beginn der sog. 

Vorabstimmungszeit geknüpft wäre. Der von den Antragstellern behauptete Zusammenhang 

zwischen (vorheriger) Plakatwerbung und der Fähigkeit, die übersandten 

Abstimmungsunterlagen richtig einzuordnen, ist nicht mit dem in der Verfassung verankerten 

Verständnis eines mündigen und verantwortungsbewussten Stimmberechtigten vereinbar. 

Letzterer kann sich zudem ergänzend auch schon vor Beginn der sog. Vorabstimmungszeit 

aus den traditionellen sowie den sozialen Medien und aus sonstigen Quellen informieren, im 

Fall des Volksentscheids „Hamburg testet Grundeinkommen“ etwa auf der in dem 

Informationsheft nach § 19 Abs. 2 VAbstG genannten Website der Volksinitiative 
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(www.hamburg-testet-grundeinkommen.de). Der Plakatwerbung kommt demnach bei 

Volksentscheiden im Wesentlichen die Funktion zu, Stimmberechtigte für die Stimmabgabe 

per Briefabstimmung oder in den Abstimmungsstellen zu mobilisieren. Dass dies wegen des 

Versands der Abstimmungsunterlagen vor Beginn der sog. Vorabstimmungszeit nicht oder 

lediglich eingeschränkt möglich gewesen wäre, ist nicht erkennbar und wird von den 

Antragstellern auch nicht substantiiert geltend gemacht (vgl. zum Substantiierungserfordernis 

HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris Rn. 154). Dem von den Antragstellern in diesem 

Zusammenhang gezogenen – alleine auf absolute Zahlen gestützten – Vergleich der 

Abstimmungsbeteiligung mit der des Olympia-Referendums vom 29. November 2015 lassen 

sich keine belastbaren Anhaltspunkte entnehmen.  

Schließlich verstößt der Versand der Abstimmungsunterlagen ab dem 4. September 2025 und 

damit vor Beginn der sog. Vorabstimmungszeit auch nicht gegen das spezielle 

Gleichbehandlungsgebot des § 31 Abs. 2 VAbstG. Letzteres besagt, dass Initiatoren bei der 

Inanspruchnahme öffentlichen Grundes zum Zwecke der Information der Öffentlichkeit über 

das Anliegen des Volksentscheids gegenüber Parteien wegerechtlich gleich zu behandeln 

sind. Eine Schlechterstellung der Initiatoren in Bezug auf die Inanspruchnahme öffentlichen 

Grundes ist hier nicht ersichtlich. Die rechtlichen Vorgaben für die Durchführung von 

Plakatwerbung als „antragsbefreite“ Sondernutzung haben unterschiedslos für die Initiatoren, 

die Bürgerschaft und die in ihr vertretenen politischen Parteien Wirkung entfaltet (siehe 

Ziffer 4.3.3 der Fachanweisung über die politische Werbung auf öffentlichen Wegen mit 

Werbeträgern). Die von den Antragstellern in diesem Zusammenhang aufgezeigten 

Unterschiede (strukturelle Unterlegenheit, Quorumsanforderungen) haben keinen Bezug zur 

Inanspruchnahme öffentlichen Grundes. Eine mögliche Beeinträchtigung des Grundsatzes der 

Chancengleichheit, auf die sich die in der Antragsschrift zitierte Rechtsprechung bezieht (siehe 

VerfGH Berlin, Beschl. v. 27.10.2008, 86/08, juris Rn. 100 ff.; VGH Mannheim, Urt. 

v. 24.1.2023, 1 S 359/22, juris Rn. 67 ff.), ist insoweit nicht festzustellen. 

b) Auch die Rüge, Mitglieder des Senats hätten im Vorfeld der Abstimmung das 

Neutralitäts- und Sachlichkeitsgebot verletzt, ist unbegründet. Denn die betreffenden 

Äußerungen von Senatsmitgliedern im Vorfeld der Volksabstimmung erfolgten nicht in 

amtlicher Eigenschaft. 

aa) Der Senat und seine Mitglieder unterliegen im Vorfeld von Abstimmungen in der 

Wahrnehmung ihres Amtes keinem Neutralitäts-, sondern einem Sachlichkeitsgebot. Auch der 

Senat darf sich im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit sachlich zu dem zur Abstimmung 

gestellten Vorschlag äußern und seine Position hierzu vertreten. Die dem Senat obliegende 

Aufgabe der Staatsleitung schließt die Befugnis zur Informations- und Öffentlichkeitsarbeit ein. 

Diese ist nicht nur verfassungsrechtlich zulässig, sondern notwendig, um den Grundkonsens 
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im demokratischen Gemeinwesen lebendig zu erhalten und die Bürgerinnen und Bürger zur 

eigenverantwortlichen Mitwirkung an der politischen Willensbildung sowie zu der Bewältigung 

vorhandener Probleme zu befähigen (vgl. für die Bürgerschaft HVerfG, Urt. v. 3.2.2023, 13/20, 

juris Rn. 102; für die Bundesregierung: BVerfG, Urt. v. 9.6.2020, 2 BvE 1/19, BVerfGE 154, 

320, juris Rn. 49; Urt. v. 27.2.2018, 2 BvE 1/16, BVerfGE 148, 11, juris Rn. 51; Beschl. 

v. 23.2.1983, 2 BvR 1765/82, BVerfGE 63, 230, juris Rn. 53). Dies gilt auch für den 

Abstimmungskampf. Die mündigen und verständigen Bürgerinnen und Bürger wissen, dass 

die Bürgerschaft, in der die Abgeordneten der Regierungsfraktionen die Mehrheit bilden, die 

in Art. 50 Abs. 2 Satz 4 und Art. 50 Abs. 3 Satz 3 HV vorgesehenen Fristen nicht genutzt 

haben, um das von der Volksinitiative beantragte Gesetz oder die zur Abstimmung gestellte 

andere Vorlage zu beschließen. Sie werden bei ihrer Willensbildung ein Interesse daran haben 

zu erfahren, mit welcher Haltung und mit welchen Argumenten die Regierung dem 

Volksentscheid begegnet. 

Die aus der verfassungsrechtlichen Stellung der Regierung und ihrer Mitglieder resultierende 

Befugnis zur Öffentlichkeitsarbeit im Vorfeld von Abstimmungen muss nicht notwendigerweise 

(einfachgesetzlich) gesondert geregelt werden. Daraus, dass sich hierzu besondere 

Regelungen in den Verfassungen oder Volksabstimmungsgesetzen anderer Bundesländer 

finden, lässt sich daher nichts für oder gegen eine Beschränkung herleiten. Diese Befugnis 

wird auch nicht durch die dem Senat durch die Hamburgische Verfassung oder das 

Volksabstimmungsgesetz im Volksgesetzgesetzgebungsverfahren zugewiesenen Aufgaben – 

außerhalb der Funktion des Senats als Abstimmungsleitung – beschränkt. Dass dem Senat 

die Durchführung des Volksentscheids einschließlich der Feststellung des Ergebnisses obliegt 

(Art. 50 Abs. 3 Satz 5 HV, §§ 18 Abs. 2, 23 Abs. 6 VAbstG), erfordert nicht, dass sich der 

Senat zum Gegenstand der Vorlage inhaltlich neutral verhält. Auch aus dem 

Gleichbehandlungsgebot in § 31 Abs. 1 VAbstG folgt eine solche Pflicht nicht. Dem Senat wird 

darin lediglich aufgegeben, die Auffassung der Bürgerschaft und der Initiatoren eines 

Volksentscheids in seinen Veröffentlichungen in gleichem Umfang darzustellen. Eine 

Einschränkung im Hinblick auf die Öffentlichkeitsarbeit des Senats selbst ergibt sich hieraus 

nicht. Das Gleiche gilt für die Vorschrift des § 19 Abs. 2 Satz 1 VAbstG, die regelt, welche 

Unterlagen die Stimmberechtigten mit der Abstimmungsberechtigung erhalten und wer in 

welchem Umfang in dem Informationsheft Stellung nehmen darf. Hieraus folgt zwar, dass in 

den übersandten Unterlagen nur Stellungnahmen der Initiatoren und der Bürgerschaft bzw. 

der in ihr vertretenen Fraktionen enthalten sind. Dies schließt jedoch nicht aus, dass der Senat 

außerhalb seiner Funktion als Abstimmungsleiter unter Wahrung des Sachlichkeitsgebots zum 

Gegenstand des Volksentscheids Stellung nimmt. 
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bb) An das Sachlichkeitsgebot sind der Senat und seine Mitglieder aber nur bei einer 

Äußerung in amtlicher Eigenschaft gebunden. Die Teilnahme eines Regierungsmitglieds am 

politischen Meinungskampf außerhalb der amtlichen Funktion ist nicht ausgeschlossen. 

Die Übernahme eines hoheitlichen Amtes darf dem Amtsinhaber nicht die Möglichkeit 

(partei)politischen Engagements oder gar zur Äußerung einer eigenen Meinung nehmen. Er 

ist zwar in seiner Rolle als Amtsinhaber an das Sachlichkeitsgebot gebunden, in seiner Rolle 

als Parteipolitiker bzw. politisch handelnder Privatperson steht ihm aber das Recht auf 

Meinungsfreiheit zu (OVG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 23.4.2026, 6 MB 9/26, juris Rn. 12; 

BVerfG, Urt. v. 16.12.2014, 2 BvE 2/14, juris Rn. 50; Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, 

Politische Äußerungen von Hoheitsträgern, WD 3-3000-074/18, S. 3). Dies trifft 

gleichermaßen für den Wahl- wie den Abstimmungskampf zu. Dabei muss zwingend 

sichergestellt sein, dass ein Rückgriff auf die mit dem Regierungsamt verbundenen Mittel und 

Möglichkeiten unterbleibt (HVerfG, Urt. v. 21.12.2021, 14/20, LVerfGE 32, 187, juris Rn. 65; 

vgl. BVerfG, Urt. v. 15.6.2022, 2 BvE 4/20, 2 BvE 5/20, BVerfGE 162, 207, juris Rn. 79; 

BVerfG, Urt. v. 9.6.2020, 2 BvE 1/19, BVerfGE 154, 320, juris Rn. 54). Die Abgrenzung 

zwischen Äußerungen als Amtsinhaber oder solcher als Parteipolitiker oder Bürger erfolgt 

anhand einer Würdigung der Gesamtumstände im Einzelfall. Indizien, die regelmäßig für einen 

Amtsbezug sprechen können, sind die ausdrückliche Bezugnahme auf das Amt, ein 

inhaltlicher Zusammenhang der Aussage mit der amtlichen Tätigkeit, beispielweise bei 

Nutzung von Amtsräumen oder Hoheitszeichen, und die Verwendung öffentlicher Mittel. Es 

muss eine spezifische Inanspruchnahme der Autorität des Amtes gegeben sein. Die 

Verwendung der Amtsbezeichnung reicht dafür nicht, weil staatliche Funktionsträger ihre 

Amtsbezeichnung auch in außerdienstlichen Zusammenhängen führen dürfen (vgl. BVerfG, 

Urt. v. 15.6.2022, 2 BvE 4/20, juris Rn. 75 ff., 80 ff.; BVerfG Urt. v. 9.6.2020, 2 BvE 1/19, juris 

Rn. 53 ff., 58 ff.; BVerfG, Urt. v. 27.2.2018, 2 BvE 1/16, juris Rn. 62 ff.; BVerfG, Urt. 

v. 16.12.2014, 2 BvE 2/14, juris Rn. 55 ff.; VerfGH Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 21.5.2014, 

VGH A 39/14, juris Rn. 24 ff.; Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Politische Äußerungen 

von Hoheitsträgern, WD 3-3000-074/18, S. 3). Dass Inhabern von Regierungsämtern etwa als 

Interviewpartner besonderes Interesse zuteil wird, gehört zu den Gegebenheiten des 

politischen Wettbewerbs, die im Prozess einer freiheitlichen Demokratie hinzunehmen sind 

(vgl. BVerfG, Urt. v. 16.12.2014, 2 BvE 2/14, juris Rn. 60) und stellt kein Indiz für eine 

Äußerung in amtlicher Eigenschaft dar. 

Außerhalb von amtlichen Verlautbarungen in Form offizieller Publikationen, 

Pressemitteilungen sowie auf offiziellen Internetseiten oder Social-Media-Konten der 

jeweiligen Behörde oder beim Einsatz von Staatssymbolen und Hoheitszeichen bleibt es dem 

Amtsinhaber zudem unbenommen, klarstellend darauf hinzuweisen, dass es sich um Beiträge 
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außerhalb der amtlichen Tätigkeit handelt (vgl. BVerfG, Urt. v. 27.2.2018, 2 BvE 1/16, juris 

Rn. 66). Maßgeblich für die Abgrenzung ist stets die Perspektive eines mündigen und 

verständigen Bürgers (vgl. BVerfG, Urt. v. 15.6.2022, 2 BvE 4/20, juris Rn. 80; 

VerfGH Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 21.5.2014, VGH A 39/14, juris Rn. 27).  

cc) Die von den Antragstellern beanstandeten Äußerungen von Mitgliedern des Senats im 

Vorfeld der Abstimmung erfolgten nach diesem Maßstab jeweils nicht in ihrer amtlichen 

Eigenschaft, sondern als Parteipolitiker bzw. Privatperson. 

(1) So genügt es nicht, dass Herr Dr. Dressel für eine Radio- und eine Podcast-Sendung 

als „Finanzsenator“ angekündigt und vorgestellt wurde. Die bloße Verwendung der 

Amtsbezeichnung, insbesondere durch Dritte, ist nach dem Vorstehenden gerade kein Indiz 

für eine Äußerung in amtlicher Eigenschaft. Bei den Interviews handelte es sich weder um eine 

Verlautbarung in einer offiziellen Publikation oder einer Pressemitteilung, noch ist eine 

Inanspruchnahme staatlicher Ressourcen ersichtlich. Wie die Antragsteller zudem selbst 

einräumen, wies Herr Dr. Dressel sogar wiederholt darauf hin, dass er sich nicht als 

Finanzsenator, sondern als Bürger und Parteipolitiker äußere. Er hat damit ausdrücklich und 

für die mündigen Bürgerinnen und Bürger auch verständlich klargestellt, dass er sich gerade 

nicht in seiner amtlichen Rolle äußerte. 

(2) Auch die Beiträge auf dem sozialen Netzwerk Instagram durch Herrn Dr. Dressel 

erfolgten nicht in amtlicher Eigenschaft. Es handelt sich nicht um ein dienstliches, sondern um 

ein privates Konto; staatliche Ressourcen werden nicht in Anspruch genommen. Die Angabe 

„Senator für Finanzen & Bezirke, Hamburg“ weist nicht darauf hin, dass unter dem Account 

Äußerungen in amtlicher Eigenschaft erfolgen. Die Verwendung der Amtsbezeichnung allein 

genügt nicht, zumal sie hier gleichrangig neben „Co-Kreisvorsitzender der SPD Wandsbek, 

Familienvater, Jurist“ genannt wird. In den Beiträgen stellt Herr Dr. Dressel zudem 

ausdrücklich klar, dass er sich nicht in amtlicher Eigenschaft äußert. 

(3) Gleiches gilt für den von mehreren Mitgliedern des Senats unterzeichneten 

„überparteilichen Wahlaufruf – Nein zu beiden Volksentscheiden“. Dort werden die 

unterzeichnenden Mitglieder des Senats nur mit ihrem Namen und ihrem Amt in der politischen 

Partei SPD genannt. Ein Bezug zu ihrer Eigenschaft als Senatsmitglieder fehlt. Auch hier ist 

für die mündigen und verständigen Bürgerinnen und Bürger offenkundig, dass der Wahlaufruf 

von den unterzeichnenden Senatsmitgliedern nicht als Amtsträger, sondern in ihrer 

Eigenschaft als Parteipolitiker initiiert bzw. unterstützt wird. 

c) Die Rüge der Antragsteller, dass die Stellungnahme der Regierungsfraktionen im 

amtlichen Informationsheft zum Volksentscheid an mehreren Stellen gegen das 

Sachlichkeitsgebot (zum Maßstab siehe unter aa]) verstoße, ist teilweise begründet (hierzu 



- 23 - 
 

unter bb]). Die hiermit aufgezeigten Fehler im Abstimmungsverfahren erweisen sich im 

Ergebnis jedoch nicht als so gewichtig, dass sie das Interesse an dem Bestand des 

Abstimmungsergebnisses überwiegen könnten (hierzu unter cc]). 

aa) Aus der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg, insbesondere dem 

Grundsatz der Abstimmungsfreiheit und dem Demokratieprinzip, folgt das Gebot, dass sich 

die an einem Volksgesetzgebungsverfahren beteiligten staatlichen Stellen lediglich sachlich 

zum Abstimmungsgegenstand und -verfahren äußern. Das Sachlichkeitsgebot stellt sich 

insoweit als eine Maßgabe ähnlich dem strengeren Neutralitätsgebot dar, welches für 

staatliches Handeln in Bezug auf Wahlen gilt (vgl. HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris 

Rn. 209 m.w.N.). 

Die Vertreter einer Volksinitiative unterfallen den Beschränkungen des Sachlichkeitsgebots 

(nur) dann, wenn sie im Rahmen des Volksgesetzgebungsverfahrens ähnlich einem 

Staatsorgan nach außen auftreten. Das ist in Bezug auf den Volksentscheid vor allem bei der 

Gestaltung der Abstimmungsvorlage sowie der Gestaltung des Beitrags im Informationsheft 

der Fall (vgl. HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris Rn. 208, 211). 

In gleicher Weise an das Sachlichkeitsgebot gebunden sind aus Gründen der Waffen- und 

Chancengleichheit im Abstimmungsverfahren bei der Gestaltung ihres Beitrags im 

Informationsheft auch die Fraktionen der Bürgerschaft, sofern letztere von der 

Delegationsmöglichkeit des § 19 Abs. 2 Satz 2 VAbstG Gebrauch gemacht hat. Anders als im 

allgemeinen politischen Meinungskampf sind die Fraktionen, wenn sie einen Beitrag in dem 

Informationsheft gestalten, an das Sachlichkeitsgebot gebunden. Zwar mag ihnen andernorts 

im sonstigen Meinungskampf aufgrund ihrer verbindenden Funktion zwischen 

Staatswillensbildung und gesellschaftlicher Willensbildung, zwischen Parlament und Parteien 

sowie zwischen Parlament und einzelnen Abgeordneten eine Sonderstellung zukommen (vgl. 

StGH Bremen, Entsch. v. 29.7.1996, St 3/95, juris Rn. 114 m.w.N.). Gleichwohl wäre es mit 

dem Grundsatz der Abstimmungsfreiheit und dem Demokratieprinzip nicht vereinbar, wenn die 

Bürgerschaft sich durch eine Delegation ihres Rechts auf Abgabe einer Stellungnahme im 

amtlichen Informationsheft auf die Fraktionen dem Sachlichkeitsgebot entziehen könnte.  

Die Anwendung des Sachlichkeitsgebots bedeutet nicht, dass sich der Senat, die Bürgerschaft 

oder ihre Fraktionen jeglicher Meinungsäußerung enthalten müssen. Denn beim 

Volksgesetzgebungsverfahren geht es nicht um die zu legitimierende Übertragung von 

Entscheidungsmacht, sondern um die Entscheidung einer Sachfrage. Hiermit ist unmittelbar 

und notwendig das Erfordernis verbunden, den zur Abstimmung gestellten Vorschlag dem 

Volksgesetzgeber zu erläutern und für oder gegen ihn im Abstimmungskampf eintreten zu 

können (vgl. HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris Rn. 210). Die Grenze zur unzulässigen 
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Einflussnahme im Vorfeld der Abstimmung ist erst dann überschritten, wenn nicht mehr die 

sachliche Information der Bürgerinnen und Bürger, sondern die Beeinflussung der 

Stimmberechtigten in einer die Entscheidungsfreiheit missachtenden und gefährdenden 

Weise im Vordergrund steht. Die Entscheidungsfreiheit ist insbesondere dann gefährdet, wenn 

Staatsorgane in amtlicher Funktion und damit unter Berufung auf ihre besondere 

Sachkompetenz über für die Meinungsbildung wesentliche Punkte falsch informieren. Die 

Einschätzung der mit einer Entscheidung verbundenen Risiken, die Würdigung von Prognosen 

und die Beurteilung der Rechtslage können nur dann als objektiv falsch gewertet werden, wenn 

sie offenkundig einer sachlichen Grundlage entbehren (vgl. zur Berliner Verfassung: 

VerfGH Berlin, Beschl. v. 27.10.2008, 86/08, juris Rn. 63 f.). Den Staatsorganen ist insoweit 

auch unter Berücksichtigung der Anforderungen des Sachlichkeitsgebots bei der 

Auseinandersetzung mit einem Gesetzesentwurf ein nicht unerheblicher Einschätzungs-, 

Bewertungs- und Prognosespielraum – einschließlich etwa damit verbundener 

Fehlbeurteilungen – zuzubilligen (vgl. BayVerfGH, Entsch. v. 19.1.1994, Vf. 89-III-92, Vf. 92-

III-92, juris Rn. 111). Die Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg geht bei der 

unmittelbaren Entscheidung von Sachfragen durch Volksabstimmungen davon aus, dass 

mündige und verantwortungsbewusste Stimmberechtigte ihre Stimmabgabe von der eigenen 

Beurteilung des zur Entscheidung gestellten Sachverhalts abhängig machen und sich hierzu 

entsprechend informieren (vgl. zur Bayerischen Verfassung: BayVerfGH, Entsch. 

v. 19.1.1994, Vf. 89-III-92, Vf. 92-III-92, juris Rn. 93 m.w.N.; zur Berliner Verfassung: 

VerfGH Berlin, Beschl. v. 27.10.2008, 86/08, juris Rn. 62 f.). 

Für den zur Abstimmung gestellten Gesetzentwurf und dessen Begründung hat das 

Verfassungsgericht bereits entschieden, dass dieser für die Gesamtheit der 

Stimmberechtigten verständlich formuliert, inhaltlich widerspruchsfrei, in allen Teilen inhaltlich 

nachvollziehbar und in diesem Sinne aus sich verständlich sein muss. Die Behauptung 

unzutreffender Tatsachen ist dabei ebenso unzulässig wie die unzutreffende oder 

unvollständige Erläuterung der geltenden Rechtslage oder andere irreführende oder unrichtige 

Behauptungen. Zulässig sind hingegen im Sinne des politischen Anliegens „gefärbte“ 

Tatsachenmitteilungen und Erläuterungen bzw. plakative Argumentationen (HVerfG, Urt. 

v. 12.7.2023, 12/20, juris Rn. 58). Dieser Maßstab gilt grundsätzlich auch für den Inhalt des 

amtlichen Informationshefts, allerdings unter Berücksichtigung des Zwecks des 

Informationshefts und seines vorgegebenen Umfangs. 

Während die Behauptung falscher Tatsachen und die Irreführung der Stimmberechtigten auch 

im Informationsheft unzulässig ist, verlangt der Zweck des Informationshefts keine vollständige 

Darstellung der Vor- und Nachteile oder eine Abwägung. Vielmehr kann sich eine Darlegung 

der jeweils vertretenen Position auf einzelne Aspekte beschränken. Die Stellungnahmen der 
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Beteiligten werden gemeinsam an die Stimmberechtigten verschickt und können so 

gleichzeitig von diesen wahrgenommen werden. Sie stellen keine Zusammenfassung der 

Vorlage dar. Die Information der Stimmberechtigten über den genauen Gegenstand des 

Volksentscheids erfolgt über den Wortlaut der Vorlage, der nach dem Vorstehenden bereits 

aus sich heraus das jeweilige Anliegen schlüssig und nachvollziehbar darzulegen hat, sodass 

sich die Stimmberechtigten daraus eine eigene Meinung bilden können. Die Stellungnahmen 

in dem Informationsheft dienen hingegen der Darstellung der Positionen der Initiatorinnen und 

Initiatoren der Volksinitiative einerseits und der Bürgerschaft bzw. der in ihr vertretenen 

Fraktionen andererseits. Durch die Begrenzung des Umfangs der Stellungnahmen (§ 19 

Abs. 2 Satz 1 VAbstG) soll zudem (im Interesse der Lesbarkeit und Verständlichkeit) eine 

Konzentration auf die Kernargumente bewirkt werden (vgl. den Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung des Volksabstimmungsgesetzes und des Gesetzes über das Hamburgische 

Verfassungsgericht, Bü-Drs. 20/4525, S. 20 [Begründung zur Neufassung von § 19 VAbstG]). 

bb) Unter Zugrundelegung des dargestellten Maßstabs verletzen die in der Antragsschrift 

gerügten Äußerungen der Regierungsfraktionen im amtlichen Informationsheft zum 

Volksentscheid zum Teil das von ihnen zu beachtende Sachlichkeitsgebot.  

(1) Die Aussage, die Studie solle „laut Initiative mindestens 46 Millionen Euro kosten“, ist 

jedenfalls in Zusammenschau mit der Aussage, dass dabei die Kosten für Verwaltung, 

Forschung und Beratung noch nicht berücksichtigt seien, mit dem Sachlichkeitsgebot nicht 

mehr vereinbar. Angesichts des bereits im Dezember 2024 beschlossenen Haushaltsplans für 

das Jahr 2026 mit Gesamtaufwendungen von etwa 22,4 Milliarden Euro betrügen die nach § 3 

Abs. 6 Satz 1 des Gesetzentwurfs (0,227 % des Haushaltsvolumens) zulässigen 

haushaltswirksamen Gesamtkosten etwa 50,85 Millionen Euro. Zudem sollten nach dem 

Allgemeinen Teil der Begründung des Gesetzentwurfs unter V. und der Regelung in § 3 Abs. 6 

Satz 2 des Entwurfs nominal mindestens 45,934 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Dabei 

ist in der schlagwortartigen Darstellung zwar die geringfügige Aufrundung um 66.000 Euro auf 

46 Millionen Euro nicht als objektiv falsche Darstellung, sondern als noch hinnehmbare 

plakative Vereinfachung zu werten. Auch die Verwendung des Begriffs „mindestens“ hat im 

Hinblick auf die nach § 3 Abs. 6 Satz 1 des Entwurfs tatsächlich höhere Kostengrenze noch 

einen nachvollziehbaren Anknüpfungspunkt. Ferner können verständige Stimmberechtigte 

dieser Aussage isoliert noch nicht entnehmen, dass dieser Betrag unbegrenzt oder zumindest 

erheblich überschritten werden könnte. Vielmehr ist naheliegend, den Betrag als 

Orientierungspunkt für die insgesamt anfallenden Kosten wahrzunehmen. Dies gilt auch vor 

dem Hintergrund, dass die Summe von 46 Millionen Euro in der Stellungnahme der 

Regierungsfraktionen noch zwei Mal als absoluter Betrag genannt wird („1.910.000 

Hamburger*innen zahlen 46 Millionen €“ und „Keine 46 Millionen Euro für ein 
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Sozialexperiment!“). Objektiv unzutreffend und nicht mehr nachvollziehbar ist dann aber der 

Zusatz zu den angeblich noch nicht berücksichtigten Kosten für Verwaltung, Forschung und 

Beratung. Die Kostengrenze nach § 3 Abs. 6 des Gesetzentwurfs bezieht sich ausdrücklich 

auf die haushaltswirksamen Gesamtkosten. Ferner ergibt sich die Berücksichtigung dieser 

Kosten auch aus den Beispielrechnungen im Allgemeinen Teil der Gesetzesbegründung 

unter V. Auch ist über die Regelung in § 3 Abs. 7 des Gesetzentwurfs (Verkürzung des 

Modellversuchs bei Überschreitung der zulässigen Gesamtkosten) sichergestellt, dass die 

vorgegebene Kostengrenze eingehalten wird. Durch diesen Zusatz wird auch ein Verständnis 

dahingehend, dass damit allgemein nur eine Kritik an der Höhe der Kosten oder der Kalkulation 

der Initiative geäußert werden soll, ausgeschlossen. 

(2) Der Verweis auf eine bereits bundesweit durchgeführte Studie und die Bezeichnung 

des in dem Entwurf vorgesehenen Modellversuchs als „kleinere Studie nur in Hamburg“ 

verstoßen hingegen noch nicht gegen das Sachlichkeitsgebot. Zugespitzte und wertende 

Aussagen sind zulässig. Der Aussage lässt sich eindeutig nur entnehmen, dass bereits eine 

Studie zum Thema „bedingungsloses Grundeinkommen“ durchgeführt worden sei, nicht aber, 

dass es sich um eine im Wesentlichen vergleichbare oder um eine repräsentative Studie 

gehandelt habe. Ein solches Verständnis folgt nicht bereits aus der offenen Wendung „So 

eine“. Diese Charakterisierung der vorgeschlagenen Modellstudie im Verhältnis zur 

bundesweiten Studie kann naheliegend schon angesichts des räumlich unterschiedlichen 

Zuschnitts der Teilnehmerkreise unschwer auf das Thema der Studie bezogen verstanden 

werden. Die andere Studie wird dann auch im Zusammenhang mit deren nach Auffassung der 

Regierungsfraktionen „nicht bahnbrechenden“ Ergebnissen erwähnt, woraus die 

Regierungsfraktionen offenbar schließen wollen, dass auch aus dem im Gesetzentwurf 

vorgesehenen Modellversuch „wissenschaftlich kein Mehrwert“ zu erwarten sei. Dies ist ohne 

Weiteres als eigene Bewertung der Fraktionen erkennbar. Der Verweis auf die „kleinere“ 

Studie in Hamburg lässt ebenfalls nicht mit der erforderlichen Deutlichkeit darauf schließen, 

dass die Regierungsfraktionen damit die Aussage treffen wollten, der beabsichtigte 

Modellversuch werde weniger Teilnehmende haben als die in Bezug genommene Studie. Der 

Vergleich zwischen der „bundesweiten“ Studie und dem geplanten Modellversuch in Hamburg 

deutet vielmehr darauf hin, dass mit der „kleineren“ Studie der örtliche Bezug gemeint ist. 

(3) Bei der Angabe, die geplante Studie bringe „wissenschaftlich keinen Mehrwert“ handelt 

es sich ersichtlich um eine zugespitzte Bewertung der Regierungsfraktionen und nicht um eine 

Tatsachenbehauptung. Eine solche Bewertung ist nicht offenkundig falsch, insbesondere, da 

sie auch in Bezug zu den zu erwartenden Kosten gesetzt wird. Ersichtlich möchten die 

Fraktionen darauf hinweisen, dass die ihrer Ansicht nach (nicht) zu erwartenden Erkenntnisse 

die veranschlagten Kosten nicht rechtfertigen.  
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(4) Nicht zu beanstanden sind die Angaben der Regierungsfraktionen unter dem Punkt 

„Kein richtiges Grundeinkommen“. Die Fraktionen stellen untechnisch dar, dass es sich bei 

dem Grundeinkommen aus dem Modellversuch, dem Modell-Grundeinkommen, nicht um ein 

„bedingungsloses Grundeinkommen“ handelt. Dies ergibt sich ausdrücklich aus § 2 Abs. 2 des 

Gesetzentwurfs und wird auch von den Antragstellern nicht in Abrede gestellt. Auch die 

Aussage, dass die Initiative dies versprechen würde, ist als zugespitzte Bewertung noch 

zulässig. Immerhin lautet die Bezeichnung der Volksinitiative „Hamburg testet 

Grundeinkommen“, und auch Ziel des Modellversuchs ist es, „Erkenntnisse für die mögliche 

flächendeckende und dauerhafte Einführung von Elementen eines bedingungslosen 

Grundeinkommens abzuleiten“ (Allgemeiner Teil der Gesetzesbegründung, unter I.). Zwar 

werden die Einschränkungen des Modell-Grundeinkommens gegenüber einem „echten“ 

bedingungslosen Grundeinkommen im Gesetzentwurf und dessen Begründung ausführlich 

dargestellt. Es ist im Rahmen des Sachlichkeitsgebots aber nicht verwehrt, auf die 

Abweichungen gegenüber einem bedingungslosen Grundeinkommen mit dem Fehlen einer 

Bedürftigkeitsprüfung und einer Einkommensanrechnung gegenüber dem in dem 

Modellversuch vorgesehenen „Modell-Grundeinkommen“ hinzuweisen, über das aber gerade 

Ergebnisse im Hinblick auf ein „bedingungsloses Grundeinkommen“ – wie es üblicherweise 

verstanden wird – gewonnen werden sollen.  

cc) Der festgestellte Fehler im Abstimmungsverfahren erweist sich im Ergebnis nicht als 

so gewichtig, als dass er das erhebliche Interesse an dem Bestand des 

Abstimmungsergebnisses überwiegen könnte. 

Denn der aufgezeigte Verfahrensfehler beschränkt sich auf den Inhalt einzelner Angaben der 

Regierungsfraktionen in ihrer Stellungnahme im amtlichen Informationsheft. Zwar kommt 

letzterem, da es jedem Stimmberechtigten zusammen mit den übrigen 

Abstimmungsunterlagen übersandt wird, eine nicht unerhebliche Bedeutung im 

Abstimmungsverfahren zu. Das Informationsheft enthält neben den betreffenden Angaben der 

Regierungsfraktionen aber auch die Stellungnahme der Volksinitiative und der übrigen 

Fraktionen und gibt damit auch die anderen Positionen hinreichend wieder. Daneben legt der 

Charakter als „Stellungnahme“ für die mündigen und verantwortungsbewussten 

Stimmberechtigten nahe, dass es sich um „politisch gefärbte“ Darstellungen bzw. 

Argumentationen handelt, die ihrer Natur nach bereits durch Meinungsvielfalt und Darstellung 

von Kernargumenten geprägt sind und sich insoweit sowohl qualitativ als auch quantitativ von 

der gleichzeitig übersandten Gesetzesvorlage unterscheiden, die gerade zur Information der 

Stimmberechtigten über den genauen Gegenstand des Volksentscheids dient. Schließlich 

spricht auch der Umstand, dass das für den Erfolg des Volksentscheids erforderliche Quorum 

des § 23 Abs. 1 Satz 1 VAbstG deutlich verfehlt wurde, für ein Überwiegen des Interesses am 
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Bestand des Abstimmungsergebnisses. Denn nach dem amtlichen Endergebnis entfallen auf 

die insgesamt 570.299 gültigen Stimmabgaben nur 212.680 Ja-Stimmen (37,3 %) bei 357.619 

Nein-Stimmen (62,7 %). Es erscheint nach der allgemeinen Lebenserfahrung fernliegend, 

dass ohne den betreffenden Fehler im Abstimmungsverfahren das erforderliche Quorum 

erreicht worden wäre. 

II. Auch der Hilfsantrag, mit dem die Antragsteller die Feststellung begehren, dass die von 

ihnen im Verfahren nach § 27 Abs. 2 Satz 1 VAbstG als Verfahrensfehler gerügten 

Maßnahmen rechtswidrig waren, hat keinen Erfolg. Er erweist sich bereits als unzulässig. 

1. Der Antrag kann auf § 27 Abs. 2 Satz 1 VAbstG weder in direkter noch in 

entsprechender Anwendung gestützt werden. Mit dem Verfahren nach § 27 Abs. 2 Satz 1 

VAbstG kann allein die Feststellung der Ungültigkeit eines Volksentscheids erreicht werden 

(vgl. HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, juris Rn. 128 f.), nicht aber eine isolierte Feststellung 

etwaiger Abstimmungsfehler. Das Abstimmungsprüfverfahren ist bezogen auf das zulässige 

Rechtsschutzziel abschließend (vgl. HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, 3/10, Rn. 124, 129). Eine der 

Vorschrift des § 1 Abs. 2 Satz 2 des (Bundes-)Wahlprüfungsgesetzes (WahlPrG) bzw. § 48 

Abs. 3 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht (BVerfGG) entsprechende 

Regelung existiert weder im hamburgischen Volksabstimmungs- oder Wahlprüfungsrecht 

noch im Landesverfassungsprozessrecht. 

2. Die Zulässigkeit des Antrags ergibt sich auch nicht verfassungsunmittelbar aus Art. 50 

Abs. 6 Satz 1 HV und Art. 65 Abs. 3 Nr. 5 HV, denn diese Vorschriften gewährleisten nicht 

unmittelbar und unabhängig von gesetzlichen Verfahrensregelungen die 

verfassungsgerichtliche Feststellung von einzelnen – nicht erheblichen – Fehlern im 

Abstimmungsverfahren (vgl. HVerfG, Urt. v. 4.7.2025, 4/25, juris Rn. 38 zur Durchführung 

eines Volksbegehrens). 

3. Die Verfolgung des Hilfsantrags durch die Antragsteller in einer anderen in Art. 65 

Abs. 3 HV, § 14 HmbVerfGG vorgesehenen Verfahrensart kommt nicht in Betracht und wird 

von ihnen auch nicht geltend gemacht.  

III. Im Verfahren vor dem Hamburgischen Verfassungsgericht werden Kosten nicht 

erhoben (§ 66 Abs. 1 HmbVerfGG). Anlass, eine Kostenerstattung gemäß § 67 Abs. 3 

HmbVerfGG anzuordnen, besteht nicht. 

IV. Die Entscheidung ist einstimmig ergangen. 
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